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Anfrage 
 
der Abgeordneten Lunacek, Moser, Freundinnen und Freunde 
 
an den Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
 
betreffend „Viel Show um Nichts“: Mittel aus dem Auslandskatastrophenfonds für 
das Tsunami-Hilfsprogramm 
 
 
Die Tsunami-Katastrophe im Dezember 2004, bei der 230.000 Menschen (unter ih-
nen auch viele TouristInnen) starben und Millionen ihre Lebensgrundlage verloren, 
machte auch in Österreich betroffen. Die damals große Spendenbereitschaft der Ös-
terreicherInnen ist im Rückblick an den Zahlen nachzulesen: So stiegen nach Anga-
ben der Österreichischen Forschungsstiftung für Internationale Entwicklung die Zu-
schüsse privater Hilfsorganisationen von 71 Mio. im Jahr 2004 auf 112 Mio. Euro im 
Jahr 2005. Ein Großteil dieser Steigerung ging auf den Tsunami zurück. 
 
Angesichts des Ausmaßes der Katastrophe und der Spendenbereitschaft der Öster-
reicherInnen verkündete die damalige Regierung, 50 Mio. Euro aus öffentlichen Mit-
teln für die Krisenregion bereit zu stellen. Davon sollten 34 Mio. Euro im Zeitraum 
von drei Jahren (also bis Ende 2007) vom Bund kommen. In multilaterale Töpfe von 
UN-Organisationen sollte jedoch nicht eingezahlt werden, man wollte einen bilatera-
len Ansatz wählen. 
Bundesminister a.D. Ernst Strasser wurde als (ehrenamtlicher) Koordinator für die 
„Wiederaufbauhilfe Südostasien“ eingesetzt, das Innenministerium stellte ein Büro 
und MitarbeiterInnen zur Verfügung. Die Koordination bestand vor allem darin, In-
formationen über die Projekte des Bundes, der Länder und Gemeinden sowie der 
privaten Organisationen bzw. Initiativen zusammenzutragen. Es fanden auch Treffen 
dieser AkteurInnen statt, aber es gab keine Steuerung (wie etwa Überprüfung aus 
entwicklungspolitischer Sicht, Anregung von Kooperationen verschiedener AkteurIn-
nen, regionale und/oder sektorielle Schwerpunktsetzungen etc.).  
Drei Berichte werden veröffentlicht, ehe Ernst Strasser im Dezember 2005 seine Ko-
ordinatoren-Funktion zurücklegt. Im letzten Bericht vom Dezember 2005 heißt es: 
„Mit Stand 07. Dezember 2005 waren bereits rund 23,1 Mio. € an öffentlichen Gel-
dern für konkrete Projekte bzw. Maßnahmen der Humanitären und Wiederaufbauhil-
fe vertraglich gebunden (commitment). Rund 12,8 Mio. € dieses Betrages waren bis 
zu diesem Zeitpunkt bereits ausbezahlt (disbursement). Die Bundesministerien ha-
ben sich an der bisherigen vertraglich gebundenen Tsunami-Hilfe mit rund 12,7 Mio. 
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€, die Bundesländer mit rund 6,3 Mio. €, die Städte/Gemeinden mit rund 3 Mio. € und 
sonstige öffentliche Geldgeber mit rund 1,1 Mio. € beteiligt.“ 
Seitdem ist kein Bericht mehr veröffentlicht worden. 
 
Am 1. Jänner 2005 trat das Auslandskatastrophenfondsgesetz in Kraft. Die verspro-
chenen 34 Mio. sollten über diesen vom BMeiA (damals BMaA) verwalteten Fonds 
verteilt werden. Ein Beirat wurde als begleitende Kontrolle für die vom Auslandska-
tastrophenfonds finanzierten Tsunami-Maßnahmen eingesetzt, mit Berichtspflicht an 
den Bundeskanzler. Organisatorisch griff dem Beirat das Finanzministerium unter die 
Arme. Die Berichte des Beirats wurden nicht veröffentlicht.  
 
Nach Angaben des Magazins profil 51/07 („34.000.000 versprochen – 8.908.000 
gehalten“) sollen laut internem Prüfbericht des o.a. Beirats im Jahr 2005 und 2006 
„insgesamt 8,848 Millionen Euro“ aus Fondsmitteln für die Tsunami-Katastrophe „li-
quidiert“ worden sein. 2007 sollen noch 60.000 Euro dazukommen. Damit wurden 
tatsächlich etwa 8,9 Mio. Euro ausgegeben und von den versprochenen 34 Mio. Eu-
ro werden etwa 25 Mio. Euro(!) vom Fonds nicht abgerufen worden sein. Das ist an-
gesichts der vollmundigen Regierungsankündigungen eine mehr als magere Aus-
beute. 
 
Die Entwicklungsagentur ADA finanzierte ihre Maßnahmen im Umfang von etwa 
2 Mio. Euro aus dem eigenen Budget, wurde jedoch in die Gesamtkoordination nicht 
im entwicklungspolitisch nötigen Ausmaß einbezogen.  
 
Die geplante Rehabilitation einer Bahnlinie in Sri Lanka (Projektvolumen 20 Mio. Eu-
ro, davon Finanzierungsanteil des Auslandskatastrophenfonds 5 Mio. Euro) wurde 
im März 2006 vom Ministerrat genehmigt, das Geld des Fonds wurde im Juni 2006 
vom BMF frei gegeben. Das Projekt wurde von den ÖBB jedoch nicht einmal begon-
nen, Ausschreibungen des geplanten Projektes an andere, eventuell geeignetere 
(ausländische) Firmen, wurden nicht durchgeführt. Laut jüngsten Aussagen von 
Bundesminister a.D. Hubert Gorbach wurde das Projekt wegen „Irritationen“ mit Sri 
Lanka (angeblich wollten die Regierungsstellen eine Hochleistungsstrecke errichten) 
nicht umgesetzt. Es wurden offensichtlich auch keinerlei Anstrengungen seitens der 
ÖBB oder des BMVIT unternommen, das Projekt zu verbessern und die bereits ge-
nehmigten Mittel für ein sinnvolleres Infrastrukturprojekt umzuwidmen. 
 
Es stellt sich daher die Frage, was mit den bereits genehmigten 5 Mio. Euro gesche-
hen ist. Laut einer APA-Meldung vom 17. 12. 2007 sind „die fünf Mio. Euro weder bei 
den ÖBB noch im Verkehrsministerium selbst“ nachvollziehbar  Die  Sprecherin von 
Verkehrsminister Faymann, Angelika Feigl wird in der gleichen Meldung mit „Die sind 
nirgends vermerkt." zitiert.  Man habe nur Gelder in Höhe von 1,2 Mio. Euro festma-
chen können, die damals für Decken, Zelte und andere Hilfsgüter als Soforthilfemaß-
nahmen der ÖBB geflossen seien. 
 
In einer Anfragebeantwortung vom 13. Dezember 2005 wurde dagegen vom damali-
gen BM Gorbach eine Summe von insgesamt 2,375 Mio. Euro bekannt gegeben, die 
seitens der ÖBB Infrastruktur Betrieb AG ausgegeben worden seien:  315.000,-- für 
Personaleinsatz, 70.000,-- für Reise- und Aufenthaltskosten, 380.000 für humanitäre 
Hilfsgüter, 260.000,-- für Maschinen und Geräte zum Wiederaufbau, 950.000,-- für 
Busse und Kleinbusse sowie  400.000 für Transportkosten.  
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Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende 
 

ANFRAGE: 
 
1. Warum gab es in den Jahren 2006 und 2007 nicht mehr Bemühungen seitens Ih-

res Ressorts um entwicklungspolitisch sinnvolle Projekte in den vom Tsunami 
getroffenen Ländern, die aus Mitteln des Auslandskatastrophenfonds hätten 
gedeckt werden können? 

 
2. Wurde seitens des BMVIT das BMeiA (damals BMaA) um entwicklungspolitische 

Expertise und/oder Stellungnahme bei der Identifizierung, Auswahl und Abwick-
lung von Wiederaufbauprojekten in der Tsunami-Region gebeten? Wenn nein, 
warum nicht? 

 
3. Wurde seitens des BMVIT wegen der laut Bundesminister a.D. Hubert Gorbach 

erwähnten „Irritationen“ eine konstruktive Lösung (im Sinne einer Veränderung 
des Projekts oder der Suche eines neuen Projektes) mit den verantwortlichen 
Stellen in Sri Lanka gesucht? Wenn ja, warum scheiterte das? Wenn nein, wa-
rum nicht? 

 
4. Wie hoch ist der Betrag, der wirklich seitens des BMVIT bzw. der ÖBB an 

Tsunami-Hilfe geleistet wurde und wofür wurde dieser Betrag verwendet? Wie 
erklären Sie sich die Diskrepanzen zwischen der in der APA veröffentlichten 
Zahl (1,2 Mio. Euro) und der Summe, die in der Anfragebeantwortung 
angegeben wird (2,375 Mio. Euro)? Wieviel davon wurde als ODA an das 
BMeiA gemeldet (bitte Aufgliederung nach Jahren)? 

 
5. Sind die vom BMeiA für das BMVIT beim Auslandskatastrohenfonds beantragten 

5 Mio. Euro wieder in den Bundeshaushalt zurück geflossen? Wenn ja, bedeu-
tet das, dass seitens des BMVIT auf die Verwendung dieser Mittel verzichtet 
wird? 

 
6. Wie hoch war der Anteil der Reise- und Aufenthaltskosten für Min.a.D. Gorbach 

und seine österreichischen BegeiterInnen für die von zahlreichen Medien be-
gleitete Reise zum zerstörten Bahn-Objekt?  

 
7. Hat einE DolmetscherIn an dieser Reise teilgenommen, um Min.a.D. Gorbach bei 

den auf Englisch geführten Gesprächen zu unterstützen? 
 
8. Welche Schritte haben Sie gesetzt oder werden Sie setzen, um in Zukunft in Aus-

landskatastrophenfällen derart blamable Aktivitäten wie Ihr Amtsvorgänger zu 
vermeiden? 
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